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Tätigkeitsschwerpunkte:

- Strategie, Strategische Haushaltsplanung und –konsolidierung

- Bewältigung des demografischen Wandels

- Produktsteuerung: Budgetierung, Ziele, Kennzahlen

- KLR, Controlling

- Facility Management, Immobiliencontrolling
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Überblick

q Kommunalfinanzen und „Demografiesensibilität“
q Handlungsoptionen
q Strategien
q Fazit

q These

„Die finanziellen Folgen des demografischen Wandels im peripheren
ländlichen Raum erzwingen in den Kommunen eine ‚Wertedebatte‘.
Nur wenn dieser Diskurs bewältigt wird, können finanzielle
Herausforderungen nachhaltig gemeistert werden.“
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Kommunalfinanzen und Demografiesensibilität:
Die Einnahmenseite

q bedingte Demografiesensibilität: laufende  Zuweisungen
F Berechnungsbasis ~pro Kopf

F Bevölkerungsentwicklung im Landesschnitt � keine „Abzüge“, d.h. Risiko
für Kommunen im peripheren ländlichen Raum

q mittlere Demografiesensibilität: Steuern und Abgaben
F Gewerbesteuer: mittel, indirekte Effekte

F ESt-Anteil: hoch, direkte Effekte
F USt-Anteil: mittel, indirekte Effekte

F Grundsteuer: gering, indirekte Effekte
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Kommunalfinanzen und Demografiesensibilität:
Erwerbstätige schrumpfen relativ stärker

Quelle: Statistisches Bundesamt, 2007

2007
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Kommunalfinanzen und Demografiesensibilität:
Die Einnahmenseite

q hohe Demografiesensibilität: Investitionszuweisungen
F Aus- und Neubaumaßnahmen

q Spezialfall: Gebühren
F theoretisch höchstens kostendeckend

F praktisch: Kostenremanenz = höhere Belastung pro Kopf

q mittelbare Demografiesensibilität
F sonstige Einnahmen, Veräußerungseinzahlungen (20 %)
F empirische Tendenz: sinkende Bevölkerung � sinkende Einnahmen
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Kommunalfinanzen und  Demografiesensibilität:
Die Ausgabenseite

q wirtschaftliche Aufgabenerfüllung erfordert Mindestgrößen, d.h.
„Wirtschaftlichkeitsschwellen“ werden bei Bevölkerungsrückgang und
disparater Bevölkerungsverteilung unterschritten

q Weniger ehrenamtlich tätige Bürger -> Aufgaben fallen an die Kommune
zurück: Brandschutz, Kultur, Soziale Aufgaben
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Kommunalfinanzen und  Demografiesensibilität:
Die Ausgabenseite

q geringe Demografiesensibilität: Kultur- und Brauchtumspflege,
Denkmalschutz, Haushaltsplanung, Personalwesen, politische Gremien,
Brandschutz (aber Ehrenamt!)

q mittlere Demografiesensibilität: Bauverwaltung, Meldewesen,
Umweltschutz

q hohe Demografiesensibilität: Kinderbetreuung, Schulen, soziale
Leistungen, Gesundheitswesen, Bestattungswesen
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Kommunalfinanzen und Demografiesensibilität:
Infrastruktur / Versorgungsnetze

q Netze sind: Wasser, Abwasser, Gas, Straßen, Wege, Plätze, Parkanlagen,
Gewässer etc.

q Planung: i.d.R. Betriebsspitze + Wachstumsreserve + Sicherheitszuschlag

q Inanspruchnahme pro Kopf i.d.R. geringer als geplant (z.B. Wasser,
Abwasser), Anzahl der Köpfe geringer als geplant

q Netzlänge im  ländlichen Raum überdurchschnittlich

q Kosten sind: Bau (Abschreibung), Sanierung, Unterhalt, Verkehrssicherung
= 90 % Fixkosten, 10 % Variable Kosten, die sich nicht immer proportional
zur Auslastung entwickeln
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Technische Infrastruktur:
Anpassungsfähigkeit

Trassen, Wärmeüber-
gabestationen

Änderung der
Betriebsweise

--Fernwärme

Leitungen, Behälter,
Druckerhöhungsanlagen

Netzanpassung,
Rohrnetzspülung,
Druckstufenänderung

--Trinkwasser

EntlastungsbauwerkeKanalreinigung,
Netzanpassung

-Abwasser

Leitungen,
Druckregelanlange

Netzänderung,
Druckstufenänderung

+/-Gas

Kabel, TrafostationenVeränderung
Schaltzustände

+Strom

Investive Maßnahmen
Rückbau, Stilllegung

Betriebstechnische
Maßnahmen

Anpassungsfähigkeit
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Handlungsoptionen:
Verwaltung

q Erträge: Nur in begrenztem Umfang steigerbar

q Ausgaben: Haushaltskonsolidierung
F Bei dauerhaft negativem Saldo: Aufsicht, Einzelgenehmigungsvorbehalt,

vorläufige Haushaltsführung

F Kommune muss freiwillige Aufgaben reduzieren, z.B. Kultur, Sozial- und

Jugendarbeit, Wirtschaftsförderung, Tourismus etc.

F Gefahr der Abwärtsspirale
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Handlungsoptionen:
Infrastruktur

q Unterhalt: Unzureichender Unterhalt = Verlust von Substanz

q Einschränkung von Standards / Funktionalität (z.B.
Straßenzustand, Grünpflege)

q Anpassung / Rückbau ist teuer, aber die einzige
konsequente Abhilfe

q Rückbau ist möglich in interkommunaler Kooperation (z.B.
gemeinsame Kläranlage)
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Strategien: „Stegreif-Strategie“

= „Reagiere auf die jeweils aktuelle Handlungsnotwendigkeit“

q am weitesten verbreitete Strategie

q Chancen:
Nur manifeste Probleme werden gelöst, kein Aktionismus

q Risiken:
Zeitpunkte zum Handeln werden verpasst

q Im ländlichen Raum: Geringe Chancen, hohe Risiken
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Strategien: „Sankt Florian“

= Wettbewerb um Bevölkerung (Infrastruktur, Arbeitsplätze, Zuschüsse)

q weit verbreitete Strategie: Standort-Wettbewerb

q Chancen
F regionale Gewichte zugunsten der eigenen Kommune verschieben

F Probleme treten verschärft in Nachbarkommunen auf

q Risiken
F Nachbarn sind schneller / besser

F Demografische Entwicklung trifft alle – erreicht wird nur eine Verzögerung

q Im ländlichen Raum: Chancen oft schon ausgereizt / Risiken hoch

| 15 |

02.12.2009

Strategien: „Miami-Strategie“

= „Ziele auf Marktlücken, die durch den demografischen Wandel entstehen“
z.B. Lebensqualität für (solvente) Senioren, Gesundheits- und Pflegeangebote

q Einzelfälle, wenig verbreitete Strategie

q Chancen
F Probate Anpassungsstrategie

F vorhandene Infrastruktur wird (vorübergehend) weiter genutzt

q Risiken
F Kaufkraft der Zielgruppe wird überschätzt

F Nachhaltigkeit kann begrenzt sein

F Verdrängungswettbewerb im gleichen Segment

q Im ländlichen Raum: Chancen hoch, Risiken hoch
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Strategien: „Small is smarter“

= Schrumpfungsprozess gestalten mit dem Ziel einer angemessenen
Versorgung der (verbleibenden) Bevölkerung

q Strategie wird eher notgedrungen, partiell umgesetzt

q Chancen:
F Schadensbegrenzung

F „Gesunde“ Strukturen erreichen

q Risiken:
F Kosten der Schrumpfung sind schwer beherrschbar

F Schrumpfung entwickelt Eigendynamik

q Im ländlichen Raum: Chancen niedrig, Risiken niedrig

| 17 |

02.12.2009

Strategien: „Gemeinsam sind wir stark“

= Aktivitäten mit anderen Kommunen zusammenlegen

q Ist kein neues Handlungsmuster, gewinnt an Bedeutung:
Zweckverbände, gemeinsamer Bauhof, Ordnungsamtsbezirke etc.

q Chancen:
F Wirtschaftlichkeit durch gemeinsame Anlagen, Betriebsmittel, Personal,

Einkaufsvorteile

q Risiken:
F Verlust an Steuerungsmöglichkeiten: Vertragsbindung, Abhängigkeit von

Entscheidungen der Partner

q Für den ländlichen Raum: Chancen hoch, Risiken mittel
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Auswege

q Verschuldung ist keine dauerhafte Lösung

q Vermeidung von ruinösem Wettbewerbssituation

q Interkommunale Abstimmung und Zusammenarbeit

q Handlungsbedarf für Gesetzgeber
F vernünftige Schrumpfung sollte ermöglicht und belohnt werden

F Mechanik der Haushaltssicherung wirkt im ländlichen Raum besonders

fatal (Verlust der Attraktivität)

q „Knackpunkt“: Denken und Handeln neu ausrichten =
Wertediskussion



7

| 19 |

02.12.2009

Auswege

Denken und Handeln neu ausrichten:
Von „Größer und Mehr“
zur kontrollierten und zielgerichteten Schrumpfung

F ... ist politisch nicht sexy
F ... kostet Geld und schafft (vorübergehend) zusätzliche Probleme

F ... führt in die WertedebatteWertedebatte
Ø Wert der kulturellen Vielfalt, durch ländlichen Raum?

Ø Wie viel Heimat geben wir auf?

Ø Was ist gut für unsere Kinder und Familien?

Ø Welches Vermögen und welche Lasten hinterlassen wir den Kindern und

Enkeln?
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Fazit

q Die gesetzlichen Rahmenbedingungen für die kommunalen Finanzen
sind noch nicht auf den demographischen Wandel im ländlichen Raum
vorbereitet.

q Technisch sind Handlungsmöglichkeiten und Lösungen vorstellbar und
möglich - und aus Sicht der kommunalen Finanzen zwingend.

q Die politisch handelnden Akteure laufen Gefahr, in einer (notwendigen)
Wertedebatte handlungsunfähig zu werden.


